
106 Strafrecht RA 02/2020

© Jura Intensiv Verlags UG & Co. KG

Problem: Raum-zeitlicher Zusammenhang bei  
§ 249 I StGB
Einordnung: Strafrecht BT II/Raub und räuberische Erpressung

BGH, Beschluss vom 29.08.2019
2 StR 85/19

EINLEITUNG
Der BGH musste im vorliegenden Beschluss die Frage beantworten, ob eine 
Wegnahmehandlung, die zeitlich deutlich nach der Anwendung eines qua-
lifizierten Nötigungsmittels erfolgt, noch als Teil eines einheitlichen Delikts 
gem. § 249 I StGB gesehen und somit eine Strafbarkeit wegen Raubes bejaht 
werden kann.

SACHVERHALT
Der Angeklagte A war früher mehrere Jahre in einer Filiale der T-GmbH als 
Verkäufer angestellt. Er beschloss, unter Ausnutzung der während seiner 
Beschäftigung erworbenen Kenntnisse zu den dortigen Räumlichkeiten und 
Betriebsabläufen Bargeld aus dem Tresor dieser Filiale zu entwenden.
A hatte ausgekundschaftet, dass die Zeugin Z, mit der er längere Zeit zusam-
mengearbeitet hatte, am 12.12.2017 in der Spätschicht arbeiten und nach 
Schichtende die zur Filiale gehörigen Schlüssel mit nach Hause nehmen 
würde. Er lauerte ihr an diesem Abend gegen 21:25 Uhr an der ihm bekannten 
Wohnanschrift in einem Hinterhof auf und sprühte ihr ohne Vorwarnung mit 
einem Reizstoffsprühgerät in das Gesicht, um aus ihrer Handtasche die Filial-
schlüssel - und mit diesen das im Tresor deponierte Bargeld - zu entwenden. Es 
gelang A, Z die Handtasche zu entreißen und damit davonzulaufen.
A entnahm der Handtasche der Z die Filialschlüssel, entledigte sich der Tasche 
mit deren übrigen Inhalt und ließ sich von einem Taxi zur Filiale fahren, wo er 
zwischen 21:30 und 22:18 Uhr eintraf. Mit den entwendeten Schlüsseln öffnete 
er die Räumlichkeiten und den dort befindlichen Tresor. Seiner vorgefassten 
Absicht entsprechend entnahm er aus diesem 18.330 € Bargeld und verließ die 
Filiale über den Hinterausgang.

Hat A sich wegen besonders schweren Raubes gem. §§ 249 I, 250 II Nr. 1 StGB 
strafbar gemacht?

PRÜFUNGSSCHEMA: RAUB, § 249 I StGB

A. Tatbestand
I. Qualifiziertes Nötigungsmittel
II. Fremde bewegliche Sache
III.	Wegnahme
IV.	Vorsatz bzgl. I. bis III.
V. Finalität
VI.	Absicht rechtswidriger Zueignung

B. Rechtswidrigkeit und Schuld

LEITSÄTZE DER REDAKTION
1. Die für einen Raub erforderliche 

Einheit zwischen qualifizierter Nöti- 
gungshandlung und Wegnahme
ist gegeben, wenn zwischen bei- 
den Elementen sowohl eine sub-
jektiv-finale Verknüpfung als auch  
ein zeitlicher und räumlicher Zu- 
sammenhang bestehen.

2.	 Für den räumlich-zeitlichen Zusam- 
menhang ist weder erforderlich,
dass der Ort der Nötigungshand- 
lung und der Ort des Gewahr-
samsbruchs identisch sind, noch
bestehen verbindliche Werte für
ein zeitliches Höchstmaß zwischen
Einsatz des Nötigungsmittels und
Wegnahme; entscheidend sind die
Umstände des Einzelfalls, wobei
es vor allem darauf ankommt, ob
es zu einer - vom Täter erkannten - 
nötigungsbedingten Schwächung
des Gewahrsamsinhabers in seiner
Verteidigungsfähigkeit oder -bereit- 
schaft gekommen ist.
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LÖSUNG
Durch den Einsatz des Reizstoffes und das Mitnehmen des Schlüssels und des 
Bargelds könnte A sich wegen besonders schweren Raubes gem. §§ 249 I, 
250 II Nr. 1 StGB strafbar gemacht haben.

A. Tatbestand

I. Grunddelikt: § 249 I StGB
A müsste zunächst den Tatbestand des Grunddelikts, § 249 I StGB, verwirk-
licht haben.

1. Qualifiziertes Nötigungsmittel
Mit dem Sprühen des Reizstoffes auf Z hat A Gewalt gegen eine Person 
angewendet. Dass A auch Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib 
oder Leben ausgesprochen hat, ist dem Sachverhalt nicht zu entnehmen. A 
hat jedoch in Form von Personengewalt ein qualifiziertes Nötigungsmittel 
angewendet.

2. Fremde bewegliche Sache
Sowohl die Schlüssel als auch die Geldscheine im Tresor standen im Eigentum 
der T-GmbH und stellen somit für A fremde bewegliche Sachen dar.

3. Wegnahme
A müsste diese Sachen auch weggenommen haben.
Die Schlüssel führte ursprünglich Z bei sich, sodass diese sowohl an den 
Schlüsseln als auch an den im Tresor liegenden Geldscheinen Gewahrsam  
hatte. An diesen Sachen bestand also ursprünglich für A fremder Gewahrsam. 
Durch das Mitnehmen des Schlüssels und des Bargelds hat A an diesen Sachen 
neuen Gewahrsam begründet. Zwar ist im Rahmen von § 249 I StGB streitig, 
ob das Vorliegen eines Gewahrsamsbruchs nach dem äußeren Erschei-
nungsbild zu beurteilen ist (so die sog. Spezialitätstheorie) oder ob insofern auf 
die innere Willensrichtung des Opfers abzustellen ist (so die sog. Exklusivitäts-
theorie). Allerdings stellte sich die Erlangung sowohl des Schlüssels als auch 
des Bargeldes nach dem äußeren Erscheinungsbild als Akt des Nehmens dar 
und die Gewahrsamsinhaberin Z ging nicht davon aus, dass ihre Mitwirkung 
für den Gewahrsamswechsel erforderlich sei, sodass nach beiden Meinungen 
eine Wegnahme anzunehmen ist.

4. Vorsatz bzgl. 1. bis 3.
A handelte mit Vorsatz bzgl. der objektiven Tatumstände.

5. Finalität

„[10] Kennzeichnend für das Vorliegen einer Raubtat i.S.d. §§ 249 ff. StGB 
ist die Wegnahme einer Sache ‚mit Gewalt gegen eine Person‘ oder ‚unter 
Anwendung von Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder 
Leben‘. Die raubspezifische Einheit zwischen Nötigungshandlung und 
Wegnahme ist gegeben, wenn zwischen beiden Elementen sowohl 
eine subjektiv-finale Verknüpfung als auch ein zeitlicher und räum-
licher Zusammenhang bestehen. Für den räumlich-zeitlichen Zusam-
menhang ist weder erforderlich, dass der Ort der Nötigungshandlung 
und der Ort des Gewahrsamsbruchs identisch sind, noch bestehen ver-
bindliche Werte zu einem zeitlichen Höchstmaß zwischen Einsatz des 

Gewalt gegen eine Person ist der 
unmittelbar oder mittelbar auf den 
Körper des Opfers bezogene, kör-
perlich wirkende Zwang zur Über-
windung geleisteten oder erwar-
teten Widerstands.

Sache ist jeder körperliche Gegen- 
stand.
Beweglich ist eine Sache, die fortge-
schafft werden kann.
Fremd ist eine Sache, die zumindest 
auch im Eigentum einer anderen 
Person steht.

Wegnahme ist der Bruch fremden 
und die Begründung neuen, nicht  
unbedingt tätereigenen, Gewahrsams. 

Spezialitätstheorie: BGH, Beschluss 
vom 24.04.2018, 5 StR 606/17, RA 2018,  
557
Exklusivitätstheorie: Schönke/ 
Schröder, StGB, § 253 Rn 3, 8
Vgl. zu diesem Streit Schumacher/
Schweinberger, JURA INTENSIV, 
Strafrecht BT I, Rn 424 ff.

BGH, Urteil vom 22.06.2016, 5 StR 
98/16, RA 2016, 553; Urteil vom 
20.01.2016, 1 StR 398/15, RA 2016, 
381
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Nötigungsmittels und Wegnahme. Entscheidend sind die Umstände 
des Einzelfalls, wobei es vor allem darauf ankommt, ob es zu einer  
- vom Täter erkannten - nötigungsbedingten Schwächung des Gewahr-
samsinhabers in seiner Verteidigungsfähigkeit oder -bereitschaft 
gekommen ist.
[11] Nach diesen Maßstäben bildet das hier zu beurteilende Tatgeschehen 
bei natürlicher Betrachtung eine Einheit, bei der sich die Entwendung des 
Bargeldes aus dem Tresor lediglich als unselbstständiger Teil des mit Abnö-
tigung der Filialschlüssel begonnenen Raubes darstellt. Der Angeklagte 
hatte von Anfang an - ausschließlich - die Absicht, der Zeugin […] die zur 
T–Filiale gehörigen Schlüssel zu entwenden, um damit das im dort befind-
lichen Tresor deponierte Bargeld an sich zu bringen. Mit der Gewaltan-
wendung hat er die Wegnahme der Schlüssel lediglich als Zwischenziel zur 
beabsichtigten Entwendung des Bargeldes erstrebt. Entsprechend seinem 
Tatplan begab er sich ohne Zäsur nach dem um 21:25 Uhr […] verübten 
Überfall auf die Zeugin […] in einer festgestellten Fahrzeit von lediglich  
15 bis 20 Minuten zur T-Filiale […], wo er vor 22:18 Uhr mit den entwen-
deten Schlüsseln die im Tresor befindlichen 18.330 € wegnahm.
[12] Der Einsatz des Reizgases gegen die [Zeugin] führte zu einer Schwächung 
der Verteidigungsfähigkeit der Zeugin […] hinsichtlich des Gewahrsams an 
dem im Tresor befindlichen Bargeld, die im Zeitpunkt der Wegnahme des 
Geldes noch fortwirkte, was sich der Angeklagte zunutze machte.“

Die erforderliche Finalität ist somit gegeben.

6. Absicht rechtswidriger Zueignung
A hatte die Absicht, die Schlüssel zu benutzen, um die Filiale und den Tresor 
zu öffnen. Die Geldscheine aus dem Tresor wollte er für sich ausgeben. Er hat 
also bzgl. dieser Sachen mit Aneignungsabsicht gehandelt. Die Geldscheine 
wollte A der Berechtigten auch nicht zurückgeben, diese also dauerhaft aus 
ihrer Eigentümerstellung verdrängen. Auch bei den Schlüsseln kann davon 
ausgegangen werden, dass A diese nach Gebrauch wegwerfen und jedenfalls 
nicht zurückgeben wollte. Somit ist auch ein Enteignungswille gegeben. A 
hat also mit Zueignungsabsicht gehandelt. A hatte keinen Anspruch auf die 
beabsichtigte Zueignung, sodass auch die Rechtswidrigkeit der beabsich-
tigten Zueignung gegeben ist. A handelte mit Vorsatz bzgl. der Rechtswid-
rigkeit der beabsichtigten Zueignung und somit in der Absicht rechts- 
widriger Zueignung.

II. Qualifikation: § 250 II Nr. 1 StGB
A könnte auch den Qualifikationstatbestand, § 250 II Nr. 1 StGB, verwirk-
licht haben
Bei dem Reizstoffsprühgerät handelt es sich um eine Waffe. Dadurch, dass er 
den Reizstoff in die Augen der Z gesprüht hat, hat A diese Waffe auch bei der 
Tat verwendet. A handelte mit Vorsatz bzgl. der qualifizierenden Umstände 
und hat somit auch den Qualifikationstatbestand des § 250 II Nr. 1 StGB 
verwirklicht.

B. Rechtswidrigkeit und Schuld
A handelte rechtswidrig und schuldhaft.

C. Ergebnis
A ist strafbar gem. §§ 249 I, 250 II Nr. 1 StGB.

BGH, Urteil vom 30.08.1968,  
4 StR 319/68, NJW 1968, 2344
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Speziell für Referendare

Problem: Abschiebung kein Verfahrenshindernis
Einordnung: Verfahrensvoraussetzung

BGH, Beschluss vom 09.07.2019
3 StR 155/19

EINLEITUNG
Im Fall einer Abschiebung des Angeklagten ist ein Prozesshindernis aus-
nahmsweise dann in Betracht zu ziehen, falls es dem Angeklagten tatsächlich 
nicht möglich ist, mit seinem Verteidiger in Verbindung zu treten. Im Rahmen 
der vorliegenden Entscheidung werden die diesbezüglichen Grundsätze 
durch den BGH weiter auskonturiert.

SACHVERHALT
Der A ist libanesischer Staatsangehöriger. Das LG hat A wegen schwerer räu-
berischer Erpressung zu Freiheitsstrafe verurteilt, seine Unterbringung in 
einer Entziehungsanstalt angeordnet und eine Einziehungsentscheidung 
getroffen. A hat gegen dieses Urteil durch seinen Verteidiger, der A bereits 
im Ermittlungsverfahren beigeordnet worden war, form- und fristgerecht 
Revision einlegen und begründen lassen. Nach Einlegung der Revision und 
vor Zustellung des angefochtenen Urteils wurde A aus der Untersuchungshaft 
heraus in den Libanon abgeschoben. Der Verteidiger des A, der im Zuge 
der Revisionsbegründung Einzelheiten zur Durchführung der Abschiebung 
ausgeführt hat, macht geltend, dass durch die Abschiebung des A ein Ver-
fahrenshindernis entstanden sei. Darf das Verfahren gegen A fortgeführt 
werden?

LÖSUNG
Der Fortführung des Verfahrens in der Revisionsinstanz könnte ein Prozesshin-
dernis (§ 206a I bzw. § 205 S. 1 StPO) entgegenstehen, weil A nach Einlegung 
der Revision abgeschoben worden ist.

„[3] Hat ein Angeklagter einen Verteidiger, so hindert seine Abschiebung 
den Fortgang des Revisionsverfahrens im Grundsatz - wie auch hier - nicht. 
Die zwangsweise Rückführung des Angeklagten gebietet weder mit Blick 
auf das Prinzip des fairen Verfahrens nach § 6 I MRK noch auf das Recht auf 
Verteidigung gemäß Art. 6 III Buchst. c MRK für sich gesehen die Einstellung 
des Verfahrens.
[4] Die grundsätzliche Ablehnung eines solchen Prozesshindernisses folgt 
aus dem Wesen der Revision als eines auf Rechtsprüfung beschränkten 
Rechtsmittels, dem die gesetzliche Ausgestaltung des Revisionsverfahrens 
Rechnung trägt, und steht in Einklang mit der Rechtsprechung zur Verfah-
rensvoraussetzung der Verhandlungsfähigkeit in der Revisionsinstanz.
[5] Zwischen dem Tat- und dem Revisionsgericht besteht eine prinzipielle 
Aufgabenteilung dergestalt, dass dem Tatgericht die Aufklärung und Fest-
stellung des ihm durch die Anklage unterbreiteten Sachverhalts sowie 
die Rechtsanwendung hierauf einschließlich der Festsetzung gerechter 
Rechtsfolgen obliegt, während das Revisionsgericht zu überprüfen hat, ob 
das angefochtene tatrichterliche Urteil aus sich heraus Rechtsfehler enthält 
und in gesetzmäßiger Weise zustande gekommen ist.

LEITSATZ (DER REDAKTION)

Hat ein Angeklagter einen Vertei-
diger, so hindert seine Abschiebung 
den Fortgang des Revisionsver-
fahrens grundsätzlich nicht. Die 
zwangsweise Rückführung des 
Angeklagten gebietet weder mit 
Blick auf das Prinzip des fairen Ver-
fahrens nach § 6 I MRK noch auf das 
Recht auf Verteidigung gemäß Art. 
6 III c MRK für sich gesehen die Ein-
stellung des Verfahrens.

Von Amts wegen zu berücksichti-
gende Verfahrenshindernisse sind in 
strafprozessualen Assessorklausuren 
stets zu beachten, unabhängig 
davon, ob eine Abschlussverfügung 
der Staatsanwaltschaft, ein Urteils-
entwurf oder ein Gutachten zu den 
Erfolgsaussichten einer Revision zu 
fertigen ist.
Hohe Klausurrelevanz haben dabei 
vor allem
•	 Vorliegen eines Strafantrages,
•	 Verfolgungsverjährung,
•	 Strafklageverbrauch,
•	 sachliche Zuständigkeit des 

Gerichts,
•	 wirksame Anklage,
•	 wirksamer Eröffnungsbeschluss.
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[6] Dementsprechend kann in der Hauptverhandlung vor dem Tatgericht 
die Einlassung des Angeklagten wesentliche Grundlage der richterlichen 
Überzeugungsbildung sein. Er kann selbst Anträge stellen und Zeugen 
befragen. Er wird vor Entscheidungen des Gerichts neben seinem Vertei-
diger angehört. Diese Rechte geben dem Angeklagten die Möglichkeit, 
das Verfahren unabhängig von seinem Verteidiger mitzugestalten und sich 
so zu verteidigen. Demgegenüber finden im Revisionsverfahren Erörte-
rungen tatsächlicher Art im Allgemeinen nicht statt. Die Möglichkeiten des 
Angeklagten, dieses Verfahren mitzugestalten, sind gering. Selbst kann der 
Angeklagte das Rechtsmittel lediglich einlegen und zurücknehmen. […] 
Der nicht auf freiem Fuß befindliche Angeklagte kann seine Anwesenheit in 
der Hauptverhandlung vor dem Revisionsgericht nicht erzwingen; die Ent-
scheidung darüber steht vielmehr in dessen Ermessen (§ 350 II S. 3 StPO). 
Dies ist wegen der skizzierten Ausgestaltung des Revisionsverfahrens 
unbedenklich, wenn der Angeklagte einen Verteidiger hat und dieser in der 
Hauptverhandlung anwesend ist […].

[8] Im Fall der Abschiebung ist ein Prozesshindernis zwar ausnahmsweise in 
Betracht zu ziehen, falls es dem Angeklagten tatsächlich nicht möglich ist, 
mit seinem Verteidiger in Verbindung zu treten. Da sich ein Angeklagter zu 
diesem Zweck moderner Kommunikationsmittel bedienen kann, wird mit der 
Abschiebung jedoch selten die Vereitelung einer Kontaktaufnahme einher-
gehen. Im zu beurteilenden Fall besteht hierfür keinerlei Anhalt. Gerade der 
Vortrag des Verteidigers zu Einzelheiten der Abschiebung spricht, ohne dass es 
entscheidungserheblich darauf ankommt, für eine solche Kommunikationsmög-
lichkeit. Denn seine diesbezüglichen Kenntnisse beruhen naheliegenderweise 
darauf, dass der A dem Verteidiger oder seiner in Deutschland lebenden Familie, 
noch bevor dieser die Revisionsbegründungsschrift verfasst hat, Informationen 
über seine zwangsweise Rückführung in den Libanon erteilt hatte […].

[10] Im zu beurteilenden Fall kommt hinzu, dass der im Revisionsverfahren 
tätige Verteidiger dem A bereits im Ermittlungsverfahren beigeordnet 
worden war und an der Hauptverhandlung teilgenommen hat. Welchen 
revisionsrechtlich erheblichen Informationsvorsprung der A ihm gegenüber 
gehabt haben könnte, der persönliche Erklärungen zu Protokoll der 
Geschäftsstelle als erfolgversprechender hätte erscheinen lassen, ist weder 
vorgetragen noch sonst ersichtlich. Auch in anderem Zusammenhang gilt, 
dass die Beiordnung eines Verteidigers geeignet ist, erkennbare Mängel bei 
der persönlichen Wahrnehmung der Verteidigungsrechte zu kompensieren“.

Ergebnis: Das Verfahren gegen A kann fortgeführt werden.

FAZIT
Verfahrenshindernisse sind für strafprozessuale Assessorklausuren an 
verschiedenen Stellen von entscheidender Bedeutung: Soll eine Abschluss-
verfügung der Staatsanwaltschaft gefertigt werden, so ist das Verfahren – trotz 
Vorliegens eines etwaigen hinreichenden Tatverdachts – nach der gutacht-
lichen Prüfung gemäß § 170 I StPO einzustellen. In einer Urteilsklausur ist das 
Verfahren nach § 260 III StPO einzustellen und entsprechend zu tenorieren. 
Entsprechendes gilt für die Revisionsklausur. Hier ist im Gutachten bei den 
von Amts wegen zu Verfahrensvoraussetzungen zu Beginn der Begründet-
heitsprüfung auf diesen Aspekt einzugehen.

Für die Verfahrensvoraussetzung 
der Verhandlungsfähigkeit ist bspw. 
anerkannt, dass es im Revisions-
verfahren für die Wahrung der 
Verteidigungsinteressen des Ange-
klagten ausreichend ist, wenn er die 
Fähigkeit hatte, über die Einlegung 
des Rechtsmittels verantwortlich 
zu entscheiden, und wenigstens 
zeitweilig zu einer Grundüberein-
kunft mit seinem Verteidiger über 
Fortführung oder Rücknahme des 
Rechtsmittels in der Lage ist.

Daraus, dass einem abgescho-
benen Angeklagten versagt ist, 
selbst die Revisionsbegründung 
zu Protokoll der Geschäftsstelle zu 
erklären, ergibt sich nichts anderes. 
Trotz eines solchen Mangels bei 
der persönlichen Wahrnehmung 
seiner Verteidigungsrechte sind 
diese ausreichend gewahrt, wenn er 
einen Verteidiger hat, zumal dieser 
- anders als gewöhnlich der Ange-
klagte - rechtskundig ist.
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